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gaben erfüllt dabei vor allem der Justitiar. In den Maß­
nahmeplan werden alle Aufgaben einbezogen, die für den 
gesamten Betrieb Bedeutung haben, unabhängig vom 
Träger der einzelnen Veranstaltungen bzw. Maßnahmen.

Diese Leitungsdokumente werden auf der Grundlage 
der vom Ministerium jährlich vorgegebenen zentralen 
Schwerpunkte erarbeitet. Dadurch ist die Einheitlichkeit 
der zu behandelnden Maßnahmen im gesamten Bereich 
des Ministeriums für Werkzeug- und Verarbeitungsmaschi­
nenbau gesichert.

Ihr Ministerium hat über einen längeren Zeitraum in 
einigen Betrieben direkte Hilfe bei der wirksamen Rechts­
propaganda und Rechtserziehung geleistet. Welche Erfah­
rungen oder Schlußfolgerungen haben sich daraus er­
geben?

Einige der Erfahrungen habe ich schon erwähnt. Als 
Schlußfolgerungen für die Reqjitspropaganda und Rechts­
erziehung, die als Bestandteil der politisch-ideologischen 
Arbeit unter Führung der Partei der Arbeiterklasse durch­
geführt werden müssen, möchte ich insbesondere nennen:

Rechtserziehung und Rechtspropaganda müssen zuneh­
mend in die tägliche Arbeit jedes Bereichs, insbesondere 
jedes Arbeitskollektivs, einbezogen werden. Dabei ist vor 
allem die Bewegung für vorbildliche Ordnung, Disziplin 
und Sicherheit zu nutzen, um die strikte Achtung und Ein­
haltung des sozialistischen Rechts für jeden Werktätigen 
zur Selbstverständlichkeit werden zu lassen.

Die Maßnahmen zur Rechtspropaganda und Rechts­
erziehung im Betrieb sind auf einheitliche Schwerpunkte 
zu orientieren und in allen Ebenen, Bereichen und Organi­
sationen systematisch zu leiten und zu planen, zu organi­
sieren und zu koordinieren. Sie müssen auch Gegenstand 
der analytischen Tätigkeit und der Rechenschaftslegungen 
sein.

Die Aufgaben der Rechtspropaganda und Rechtserzie­
hung sind mit den ökonomischen Aufgaben der Leiter und 
Kollektive zu verbinden und in den sozialistischen Wett­

bewerb einzubeziehen. Die Wettbewerbsverpflichtungen 
sollten dazu konkrete Zielstellungen enthalten.

Es ist erforderlich, die Leiter, insbesondere die Meister, 
auf den Gebieten des Arbeitsrechts, des Neuererrechts und 
des Wirtschaftsrechts weiter zu qualifizieren. Die entspre­
chenden Schulungen sind differenziert zu gestalten, um 
dem jeweiligen Teünehmerkreis die notwendigen Rechts­
kenntnisse zu vermitteln.

Für eine effektive Rechtsarbeit in den Betrieben ist 
es unerläßlich, alle gesellschaftlichen Kräfte, insbesondere 
Gewerkschaftsfunktionäre, Abgeordnete, Schöffen, Schieds­
richter des Vertragsgerichts sowie Mitglieder der Konflikt­
kommissionen u. a., zur Mitwirkung zu gewinnen. Auch die 
Rechtspflegeorgane in den Kreisen und Bezirken sowie 
solche Einrichtungen wie die URANIA, die Volkshoch­
schule, die Vereinigung der Juristen u. a. sind wichtige 
Partner für die Rechtspropaganda und Rechtserziehung in 
den Betrieben.

Es bewährt sich, Rechts- und Sicherheitskonferenzen 
als gemeinsame Veranstaltungen der staatlichen und der 
gewerkschaftlichen Leitungen durchzuführen. In diesen 
Konferenzen kann die Verbindung von Politik, Ökonomie 
und Recht an den Ergebnissen der praktischen Arbeit sicht­
bar gemacht werden, insbesondere durch die Abrechnung 
der Brigade- und Wettbewerbsverpflichtungen und durch 
die Auszeichnung verdienter Werktätiger für hervor­
ragende Ergebnisse beim Kampf um vorbildliche Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit.

Bei diesen Schlußfolgerungen werden wir natürlich 
nicht stehenbleiben. Die anspruchsvollen Aufgaben des 
Volkswirtschaftsplans 1978 stellen an alle Leiter und die 
Arbeitskollektive im Bereich des Ministeriums für Werk­
zeug- und Verarbeitungsmaschinenbau hohe Anforderun­
gen, die Plandurchführung richtig zu leiten und sachkundig 
zu organisieren. Dazu gehört auch eine noch wirksamere 
Arbeit mit dem Leitungsinstrument Recht. Das schließt 
ein, daß wir — vom Ministerium bis zur untersten Lei­
tungsebene des Betriebes — durch gezielte Rechtspropa­
ganda und Rechtserziehung das sozialistische Bewußtsein 
der Werktätigen festigen und weiterentwickeln.
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Für die Tätigkeit der staatlichen Organe der Hauptstadt 
der DDR sind die iin der Direktive des IX. Parteitages der 
SED und im Gesetz über den Fünf jahrplan vorgesehene 
Entwicklung Berlins als politisches, wirtschaftliches und 
geistig-kulturelles Zentrum und das Wohnungsbaupro­
gramm von grundlegender Bedeutung. 1 Der Schwerpunkt 
des Wohnungsbaus der Hauptstadt liegt im Stadtbezirk 
Berlin-Lichtenberg. Hier werden weit über die Hälfte aller 
im Fünfjahrplian der Hauptstadt bis 1980 geplanten Neu­
bauwohnungen errichtet. Ferner befinden sich hier auch 
Großbaustellen der Industrie, des Handels und des Ver­
kehrs. Das Baugeschehen steht deshalb über einen länge­
ren Zeitraum im Mittelpunkt der Arbeit der örtlichen 
Volksvertretung und ihrer Organe.

Die Stadtbezirksversammlung Berlin-Lichtenberg ver­

wirklicht die in § 5 Abs, 1 GöV geforderte Einheit von Be­
schlußfassung, Durchführung und Kontrolle u. a durch die 
Tätigkeit ihrer Kommissionen. Die Abgeordenten sichern 
damit nicht nur die Durchführung der Rechtsvorschriften 
und der Beschlüsse der örtlichen Volksvertretung, sondern 
gestalten auch die Verbindung zu ihren Wählern noch 
enger, interessieren Bürger für die staatliche Leitung und 
führen Sie an die Mitarbeit bei der weiteren Festigung von 
Ordnung und Sicherheit im Territorium heran.2

Zusammenarbeit der Justiz- und Sicherheitsorgane 
mit der örtlichen Volksvertretung

Die Justiz- und Sicherheitsorgane des Stadtbezirks ver­
binden ihre Tätigkeit noch enger mit den gesellschaftlichen 
Aktivitäten zur Durchsetzung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit. Sie beraten die zur Gewährleistung von Ordnung 
und Sicherheit im Territorium zu lösenden Aufgaben (ein­
schließlich der Kontrolltätigkeit) mit den Abgeordneten 
und arbeiten inkbesondere mit der Ständigen Kommission 
Ordnung und Sicherheit zusammen. Dabei wird berück­
sichtigt, daß es der Stellung und Verantwortung der ört­
lichen Volksvertretung entspricht, die Bemühungen aller 
staatlichen und gesellschaftlichen Kräfte zur Festigung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit zu vereinigen.2


